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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Februar:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
12.02.
15.02.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
12.02.
15.02.
keine Schonfrist

Gewerbesteuer
15.02.
19.02.
keine Schonfrist

Grundsteuer
15.02.
19.02.
keine Schonfrist 

Hinweis:

Zahlungen per Scheck gelten ab dem 1.1.2007 erst am 3. Tag nach dessen Eingang beim Finanzamt als geleistet. Bitte achten Sie daher auf eine rechtzeitige Übergabe oder Einsendung, um Säumniszuschläge zu vermeiden.  

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im Februar: 


   Fälligkeit


für den Monat Februar 
26.02.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der zu zahlende Betrag für den laufenden Monat kann in Höhe des Betrages des Vormonats geschätzt werden.

2. Finanzminister will gemeinnützige Tätigkeit stärker fördern

Während der Wissenschaftliche Beirat beim BMF im Herbst 2006 ein Gutachten vorgestellt hat, in dem er empfohlen hat, die Privilegien im Gemeinnützigkeitsrecht z.B. durch eine engere Fassung des Spendenabzugs, der Einschränkung der begünstigten Körperschaften und der Absenkung der Übungsleiterpauschale zu beschneiden, geht der Finanzminister mit seiner Initiative „Hilfen für die Helfer“ einen ganz anderen Weg. Sein gerade vorgelegter Gesetzesentwurf „zur weiteren Stärkung des bürgerlichen Engagements“ sieht folgende Verbesserungen vor:

Anhebung der steuerfreien Übungsleiterpauschale

Bisher befreit das Einkommensteuergesetz nebenberufliche Einnahmen als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer, etc. oder als Pfleger alter, kranker und behinderter Menschen bis zu einer Höhe von 1.848 € p.a. Dieser Betrag soll auf 2.100 € angehoben werden. In Höhe der Übungsleiterpauschale liegt bisher kein versicherungspflichtiges Entgelt vor. Dies gilt auch für den zukünftig höheren Betrag. 

Anhebung und Vereinheitlichung beim Spendenabzug

Für den Spendenabzug beim Spender gab es bisher unterschiedlich hohe Abzugsmöglichkeiten, je nachdem, ob es sich bei den Spenden um solche für gemeinnützige oder für mildtätige, wissenschaftliche oder besonders förderungswürdige kulturelle Zwecke handelte (5 % oder 10 % des Gesamtbetrages der Einkünfte). Dies soll nun vereinheitlicht werden. Spenden für alle förderungswürdigen Zwecke sind bis zu 20 % des Gesamtbetrages der Einkünfte abzugsfähig. Der alternative Höchstbetrag für Unternehmen von 2 Promille der Summe der gesamten Umsätze und der im Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und Gehälter bleibt bestehen. Der zeitlich begrenzte Vor- und Rücktrag für Großspenden entfällt. Dafür wird ein zeitlich unbegrenzter Spendenvortrag eingeführt. Für 2007 soll ein Wahlrecht zur Nutzung des bisherigen Rechtes bestehen, was z.B. Bedeutung für den Rücktrag von Spenden haben könnte. 

Die steuerbegünstigten Zwecke sollen nun einheitlich in der Abgabenordnung geregelt werden. Hier findet sich nun ein umfangreicherer, aber abschließender Katalog der gemeinnützigen Zwecke. 

Besserstellung von Stiftern

Auch Stifter werden besser gestellt. So werden nicht nur Spenden anlässlich der Neugründung in den Vermögensstock einer Stiftung, sondern auch so genannte Zustiftungen in das Vermögen bestehender Stiftungen gefördert. Außerdem wird der auf 10 Jahre aufteilbare Höchstbetrag für die Ausstattung von Stiftungen mit Kapital von bisher 307.000 € auf 750.000 € angehoben.

Haftung

Bei unrichtigen Spendenquittungen oder fehlverwendeter Zuwendungen haftete bisher schon der Zuwendungsempfänger. Hier wird nun der Steuersatz, mit dem der unrichtige Spendenquittungen ausstellende Verein z.B. haftet, von bisher 40 % auf 30 % abgesenkt. Dies liegt begründet in der Senkung der Steuersätze der letzten Jahre, so dass auch der mögliche fiskalische Schaden gesunken ist. 

Neue Abzugsmöglichkeit bei der Steuer für unentgeltliche ehrenamtliche Tätigkeit

Bürger, die nebenberuflich bestimmte freiwillige und unentgeltliche Betreuungsleistungen erbringen, erhalten die Möglichkeit, eine Steuerermäßigung in Höhe von 300 € als direkten Abzug von der Steuerschuld geltend zu machen. Begünstigt wird die Betreuung alter, kranker oder behinderter Menschen, die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes auf die Hilfe anderer angewiesen sind. Hierzu gehören z.B. die Mitarbeit bei „Essen auf Rädern“ oder bei der Telefonseelsorge. 

Die Steuerermäßigung wird nur bei Betreuungsleistungen mit einem durchschnittlichen Zeitaufwand von mindestens 20 Stunden im Monat gewährt. Dies soll ein dauerhaftes und regelmäßiges Engagement fördern. Für Betreuungsleistungen, die nicht freiwillig oder unentgeltlich ausgeübt werden, wie z.B. Zivildienst oder Freiwilligendienst, wird die Steuerermäßigung nicht gewährt. Die Erstattung von nachgewiesenem oder glaubhaft gemachten tatsächlichem Aufwand steht der Unentgeltlichkeit nicht entgegen. Die Zahlung von pauschalen Aufwandsentschädigungen ist jedoch schädlich. 

Besteuerungsgrenze für wirtschaftliche Geschäftsbetriebe

Bei steuerbegünstigten Körperschaften werden keine Steuern erhoben, wenn deren Einnahmen aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben insgesamt nicht mehr als 30.678 € incl. Umsatzsteuer betragen. Nur bei höheren Einnahmen aus steuerpflichtigem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb muss der Gewinn im Einzelnen ermittelt werden. Diese Grenze soll nun auf 35.000  € p.a. angehoben werden. In gleicher Höhe wird auch die so genannte Zweckbetriebsgrenze bei sportlichen Veranstaltungen von Sportvereinen angehoben.

Umsatzgrenze bei Nutzung der Durchschnittssätze

Kleineren Körperschaften, Vermögensmassen und Personenvereinigungen, die ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen, ist es möglich, die abzugsfähigen Vorsteuerbeträge pauschal mit einem Durchschnittssatz von 7 % ihres steuerpflichtigen Gesamtumsatzes zu berechnen. Voraussetzung ist bislang, dass der Gesamtumsatz im vorangegangenen Kalenderjahr 30.678 € nicht überstiegen hat. Diese Grenze wird nun ebenfalls auf 35.000 € angehoben.

Hinweis:

Das Gesetz soll bereits (rückwirkend) zum 1.1.2007 in Kraft treten. 

Vor diesem Hintergrund ist auch zu sehen, dass das Bundesfinanzministerium ein Schreiben vom Januar 2006 in seiner Anwendung zum 1.1.2007 aussetzt. Darin ging es um den geplanten nur noch eingeschränkten Abzug von Mitgliedsbeiträgen an Kulturfördervereine, mit denen Mitgliedern vermeintlich geldwerte Vorteile zur Freizeitgestaltung, z.B. in Form von verbilligten oder unentgeltlichen Eintrittskarten, gewährt werden.  

Quelle: Gesetzesentwurf zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements vom 14. Dezember 2006, www.bundesfinanzministerium.de; BMF-Schreiben vom 19. Januar 2006, IV C 4 S 2223 2/06, BStBl. 2006 I S. 216; BMF-Schreiben vom 13. Dezember 2006, IV C 4 S 2223 123/06, LEXinform Nr. 5230457

3. Durch Aktivierung des Körperschaftsteuerguthabens steuerfreie Erträge 

Nach dem früheren körperschaftsteuerlichen Anrechnungsverfahren galten für ausgeschüttete und einbehaltene Gewinne unterschiedliche Steuersätze. Bei der Vornahme von offenen Ausschüttungen erfolgte eine Körperschaftsteuerminderung dann für das Jahr, für das ausgeschüttet wurde. Die Körperschaftsteuer für dieses Jahr war unter Berücksichtigung des Ausschüttungssteuersatzes zu ermitteln. Durch die insoweit niedrigere Körperschaftsteuerbelastung erhöhte sich das Ergebnis des Jahres, für das ausgeschüttet wurde.

Nach dem Systemwechsel vom Anrechnungs- zum so genannten Halbeinkünfteverfahren ab 2001 gibt es nur noch einen einheitlichen Körperschaftsteuersatz. Zu einer Körperschaftsteuerminderung infolge einer Ausschüttung ab 2002 kommt es daher nicht mehr. Vor diesem Hintergrund stellte sich damals die Frage, ob und ggf. auf welche Weise das im Umstellungszeitpunkt rein rechnerisch bei noch nicht ausgeschütteten Gewinnen vorhandene Körperschaftsteuerminderungsguthaben durch das Unternehmen mobilisiert werden konnte. 

Der Gesetzgeber hat sich entschlossen, das Guthaben festzustellen und es ab 2002 verteilt auf eine Übergangszeit von 15 Wirtschaftsjahren ausschüttungsbedingt auszuzahlen und zwar in Höhe von 1/6 der jeweiligen Gewinnausschüttung. In dieser Höhe wird die für dieses Jahr festgesetzte Körperschaftsteuer gemindert. Problematisch hieran war, dass

· eine genaue Ausschüttungsplanung über einen langen Zeitraum nötig war, um das Guthaben insgesamt realisieren zu können und 

· für den Zeitraum vom 11.4.2003 bis zum 1.1.2006 die Verrechnungsmöglichkeiten vorübergehend ausgesetzt wurden („Körperschaftsteuermoratorium“).

Durch ein neues Gesetz („Gesetz über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Gesellschaft und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften – SEStEG“) hat der Gesetzgeber erneut eine Änderung vorgenommen. Nach der Neuregelung wird das Körperschaftsteuerguthaben zum 31.12.2006 festgestellt und zu jeweils gleichen Beträgen über einen Zeitraum von 10 Jahren ausgezahlt. Der Auszahlungstermin wird unabhängig von der Körperschaftsteuerveranlagung der 30.9. eines jeden Jahres sein. Die jährliche Auszahlung erfolgt erstmals im Jahr 2008. Für das Jahr 2007 ist keine Mobilisierung des Guthabens möglich.

Auch vor der Neuregelung durch das SEStEG war fraglich, ob das Körperschaftsteuerguthaben zu aktivieren war. Entgegen der damaligen Auffassung des Hauptfachausschusses des IDW hatte das Bundesfinanzministerium damals eine Aktivierung des Körperschaftsteuerguthabens in der Handels- und Steuerbilanz für das Jahr 2001 ausgeschlossen.

Nach dem neuen Gesetzeswortlaut entsteht der Erstattungsanspruch nun aber definitiv zum 31.12.2006 in voller Höhe. Daher ist dieser Anspruch bereits im Jahresabschluss zum 31.12.2006 zu aktivieren. Nach dem HGB ist der Anspruch als sonstiger Vermögensgegenstand mit dem Barwert auszuweisen. Je nach Diskontierungsfaktor liegt der Wert bei rund 2/3 des Körperschaftsteuerguthabens.

Hinweis:

Die Erträge aus der Aktivierung und auch die Vereinnahmung des Guthabens sind steuerfrei.

4. Zufluss von Darlehenszinsen beim beherrschenden Gesellschafter

Vor dem Berliner Finanzgericht war streitig, wann Darlehenszinsen einem Alleingesellschafter oder beherrschendem Gesellschafter zufließen und er diese zu versteuern hat.

Ein beherrschender Gesellschafter einer GmbH hatte dieser verschiedene Darlehen gewährt, die pro Jahr mit 12 % zu verzinsen waren. Die Zinsen wurden nicht ausgezahlt sondern lediglich dem Darlehnskonto zum 31.12.1995 gutgeschrieben, da zu diesem Zeitpunkt ein Zahlungsengpass vorlag. 1996 wurde auf die zuvor gebuchten Zinsen und einen der Darlehensbeträge verzichtet. Der Gesellschafter erklärte die Zinsen mangels Zuflusses nicht in seiner persönlichen Steuererklärung. Das Finanzamt erfasste sie jedoch als Kapitaleinkünfte beim Gesellschafter. 

Hiergegen klagte der Gesellschafter. Er habe zwar einen Zinsanspruch gehabt und sei auch beherrschender Gesellschafter gewesen, aber die Gesellschaft sei am 31.12.1995 nicht leistungsfähig gewesen. Bei Leistungsunfähigkeit oder Illiquidität der GmbH könne ein Zufluss nicht unterstellt werden. Die Eröffnung des Konkursverfahrens sei nicht erforderlich. 

Das Finanzgericht Berlin teilte diese Auffassung jedoch nicht. Einem Alleingesesellschafter oder beherrschenden Gesellschafter fließen Beträge, die ihm die Kapitalgesellschaft schuldet, bereits im Zeitpunkt der Fälligkeit zu. Diese Zuflussannahme ist lediglich davon abhängig, dass die Gesellschaft im Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung zahlungsfähig ist. Dies sah das Gericht aus folgenden Gründen als gegeben an:

· es wurde kein Konkurs- bzw. Insolvenzantrag gestellt;

· die Bank duldete die Kontoüberziehung, obwohl sie keinen Dispositionskredit eingeräumt hatte;

· das Betriebsstättenfinanzamt hatte im Rahmen der Betriebsprüfung keine Überschuldung zum 31.12.1995 festgestellt.

Hinweis:

Das Finanzgericht hat allerdings die Revision zugelassen. Der Steuerpflichtiger hat diese Möglichkeit genutzt, so dass der BFH noch einmal entscheiden muss.

Quelle: FG Berlin, Urteil vom 31. Oktober 2005, 9 K 9350/02, Revision eingelegt (Az. des BFH: VIII R 13/06), LEXinform Nr. 5002600

5. Werbelackierung von Fahrzeugen sofort absetzbar

Aufwendungen für die Umlackierung und Beschriftung von Fahrzeugen und Maschinen des Anlagevermögens zu Werbezwecken führen auch dann nicht zu aktivierungspflichtigen Anschaffungs- oder Herstellungskosten, sondern sind sofort abziehbare Betriebsausgaben, wenn der Steuerpflichtige diese Aufwendungen einheitlich bei allen seinen Maschinen und Fahrzeugen vornimmt, bevor er sie für die betrieblichen Zwecke zum Einsatz bringt.

So lautet ein rechtskräftiges Urteil des Finanzgerichtes München. Im Streitfall hatte ein Einzelunternehmer die gewerbliche Vermietung von Baumaschinen und -geräten mit Bedienungspersonal betrieben. Die für den Betrieb angeschafften Maschinen und Fahrzeuge ließ er üblicherweise in einem firmentypischen Rot lackieren und mit seiner Firmenaufschrift versehen. Die Kosten hierfür rechnete das Finanzamt aber den Anschaffungskosten hinzu und schrieb sie mit den Fahrzeugen und Maschinen ab. Der Unternehmer begehrte allerdings den sofortigen Betriebsausgabenabzug.

Das Finanzgericht begründete seine für den Unternehmer positive Entscheidung damit, dass die Maschinen und Fahrzeuge auch vor der Umlackierung bereits betriebsbereit waren. Ein bestimmungsgemäßer Einsatz war schon möglich. Es lägen daher keine Betriebsbereitschaftskosten und damit auch keine Anschaffungskosten vor. Die Lackierung und die Aufschrift dienten allgemeinen Werbezwecken.

Hinweis:

Im Ergebnis werden hierdurch die Aufwendungen für die erstmalige Umlackierung und Beschriftung mit dem Firmennamen steuerlich gleich behandelt mit den Aufwendungen für die spätere Erneuerung der Lackierung und Beschriftung. Beide sind sofort abziehbare Betriebsausgaben. 

Quelle: FG München, Urteil vom 10. Mai 2006, 1 K 5521/04, EFG 2006 S. 1238

6. Betriebsprüfung: geänderte Größenklassen ab 2007

Die Finanzverwaltung unterteilt die Betriebe zur Bestimmung des Prüfungsturnuses in Größenklassen. Merkmale der Einteilung sind in der Regel Umsatz und Gewinn. Bei Großbetrieben finden regelmäßig Anschlussprüfungen statt. Bei Mittelbetrieben hat sich in der Vergangenheit ein durchschnittlicher Prüfungsturnus von 13 Jahren ergeben. Dabei umfasst der Prüfungszeitraum grundsätzlich 3 Veranlagungszeiträume. Bei Kleinbetrieben erfolgt eher selten eine Prüfung. Die Abgrenzungsmerkmale wurden zum 1.1.2007 (19. Prüfungsturnus) neu gefasst.

	Betriebsart (Auswahl)
	Betriebsmerkmale in €
	Großbetrieb (G)
	Mittelbetrieb (M)
	Kleinbetrieb (K)

	
	
	über €

	Handelsbetriebe 
	Umsatzerlöse oder

steuerlicher Gewinn
	6.500.000

250.000
	800.000

50.000
	155.000

32.000

	Fertigungsbetriebe 
	Umsatzerlöse oder

steuerlicher Gewinn
	3.700.000

220.000
	450.000

50.000
	155.000

32.000

	Freie Berufe 
	Umsatzerlöse oder

steuerlicher Gewinn
	3.900.000

500.000
	735.000

115.000
	155.000

32.000

	And. Leistungsbetriebe 
	Umsatzerlöse oder

steuerlicher Gewinn
	4.900.000

280.000
	660.000

55.000
	155.000

32.000

	Kreditinstitute 
	Aktivvermögen oder 

steuerlicher Gewinn
	121.000.000

500.000
	31.000.000

170.000
	9.500.000

40.000

	Versicherungsunternehmen, Pensionskassen 
	Jahresprämieneinnahmen
	26.500.000
	4.300.000
	1.600.000

	Unterstützungskassen 
	
	alle

	Land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
	Wirtschaftswert der selbstbewirtschafteten Fläche oder steuerlicher Gewinn
	185.000

105.000
	90.000

55.000
	40.000

32.000

	Bedeutende steuerbegünstigte Körperschaften und Berufsverbände
	Summe der Einnahmen
	6.000.000

	Fälle mit bedeutenden Einkünften 
	Summe der positiven nicht betrieblichen Einkünfte 
	500.000


Hinweis:

Im Hinblick auf die Prüfungshäufigkeit ist es sinnvoll zu prüfen, ob die Einstufung des Betriebes in die jeweilige Größenklasse richtig ist.

Quelle: BMF-Schreiben vom 21. September 2006,  IV A 7 S 1450 29/06, BStBl. 2006 I S. 530

7. Erneut Bestätigung der strengen Rechnungsanforderungen 

In einem Schreiben an den Deutschen Industrie- und Handelskammertag (DIHK) und die Bundessteuerberaterkammer hat das BMF noch einmal die strengen Anforderungen an eine ordnungsgemäße Rechnung als Voraussetzung für die Vornahme des Vorsteuerabzuges bestätigt.

Eine der Anforderungen an eine ordnungsgemäße Rechnung ist die Angabe des vollständigen Namens und der vollständigen Anschrift des Leistungsempfängers. Der vollständige Name und eine vollständige Anschrift sind der bürgerliche Name und die vollständige und richtige Anschrift. 

Aus der Rechnung muss sich der umsatzsteuerrechtlich maßgebende Leistungsempfänger ergeben. Der Leistungsempfänger ist der Adressat der Abrechnung, auch wenn die Rechnung an einen Beauftragten des Leistungsempfängers adressiert ist.

Den Anforderungen des Umsatzsteuergesetzes ist genügt, wenn sich aufgrund der in der Rechnung aufgenommenen Bezeichnung der Name und die Anschrift des Leistungsempfänger eindeutig feststellen lassen. Dabei können für die Angabe des Leistungsempfängers auch Abkürzungen, Buchstaben, Zahlen oder Symbole verwendet werden, wenn ihre Bedeutung in der Rechnung oder in anderen Unterlagen eindeutig festgelegt ist. 

Name und Anschrift des Leistungsempfängers müssen sich aus den in die Rechnung aufgenommenen Angaben leicht und eindeutig feststellen lassen. Die Angabe einer Steuernummer des Leistungsempfängers oder einer Auftragsnummer genügt diesen Anforderungen nicht, wenn sich nicht über diese Angaben der vollständige Name und die vollständige Anschrift des Leistungsempfängers ergeben bzw. diese aus vorzuhaltenden Unterlagen beim Leistungsempfänger und beim leistenden Unternehmer hervorgehen. Angaben, die umfangreiche Ermittlungstätigkeiten der Finanzbehörden zur Identifizierung des Leistungsempfängers erfordern, gewährleisten keine leichte und eindeutige Feststellbarkeit. Bereits im März 2006 hatte die Finanzverwaltung in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass eine Rechnung, die unter Nennung nur des Namens des Leistungsempfängers mit „c/o“ an einen Dritten adressiert ist, nicht ausreicht, wenn unter der Anschrift des Dritten keine Zweigniederlassung, Betriebsstätte oder Betriebsteil vorliegt. 

Lässt sich der Leistungsempfänger nach diesen Maßstäben nicht leicht und eindeutig feststellen, geht die Finanzverwaltung unter Umständen davon aus, dass über eine nicht erbrachte Leistung abgerechnet wird und somit ein unberechtigter Umsatzsteuerausweis vorliegt.

Hinweis:

Die Finanzverwaltung hält damit an ihren engen formalen Voraussetzungen einer ordnungsgemäßen Rechnung fest. Achten Sie als Leistungsempfänger daher besonders darauf, dass Sie eine ordnungsgemäße Rechnung erhalten, um Ihren Vorsteuerabzug sicher zu stellen. Andernfalls wird der Vorsteuerabzug von vornherein versagt oder später kann es zu erheblichen Steuernachforderungen seitens des Finanzamtes kommen. Lassen Sie unvollständige Rechnungen umgehend vom Rechnungsaussteller berichtigen. 

Ordnungsgemäße Rechnungen müssen folgende Angaben enthalten:

· den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des leistenden Unternehmers und des Leistungsempfängers,

· die Steuernummer oder Umsatzsteueridentifikationsnummer des leistenden Unternehmers,

· das Ausstellungsdatum,

· eine fortlaufende Rechnungsnummer,

· die Menge und die Art der gelieferten Gegenstände oder den Umfang der sonstigen Leistung,

· den Zeitpunkt der Lieferung oder der sonstigen Leistung; ggf. auch den Zeitpunkt der Vereinnahmng des Entgeltes, sofern die Leistung oder Lieferung noch nicht ausgeführt ist und der Zeitpunkt der Vereinnahmung feststeht und nicht mit dem Ausstellungsdatum der Rechnung übereinstimmt,

· das nach Steuersätzen und einzelnen Steuerbefreiungen aufgeschlüsselte Entgelt sowie jede im Voraus vereinbarte Minderung des Entgeltes, sofern sie nicht bereits im Entgelt berücksichtigt ist,

· den anzuwendenden Steuersatz und den auf das Entgelt entfallenden Steuerbetrag; bei steuerfreien Lieferungen oder sonstigen Leistungen einen Hinweis auf die Steuerbefreiung,

· einen Hinweis auf die Aufbewahrungspflicht bei Werklieferungen oder sonstigen Leistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück an einen Nichtunternehmer bzw. an einen Unternehmer für dessen nichtunternehmerischen Bereich.

Hinweis:

Kleinbetragsberechnungen (bis 150 €) müssen mindestens den vollständigen Namen und die vollständige Anschrift des leistenden Unternehmers, das Ausstellungsdatum, die Menge und die Art der gelieferten Gegenstände oder den Umfang und die Art der sonstigen Leistung und das Entgelt sowie den darauf entfallenden Steuerbetrag in einer Summe sowie den anzuwendenden Steuersatz oder einen Hinweis auf eine Steuerbefreiung enthalten. In bestimmten Fällen gelten außerdem noch Sonderregelungen, z.B. bei der Umkehr der Steuerschuldnerschaft, innergemeinschaftlichen Lieferungen, etc. Sprechen Sie uns in Zweifelsfällen frühzeitig an.

Quelle: BMF-Schreiben vom 11. Oktober 2006, l IV A 5 S 7280a 50/06, BMF-Schreiben vom 28. März 2006, IV A 5 S 7280a 14/06, BStBl. 2006 I S. 345

8. Vorsteuerabzug bei gemeinschaftlicher Auftragserteilung

Im Oktober 2005 hatte der BFH, gestützt auf EuGH-Rechtsprechung, entschieden, dass Ehegatten, die auf einem in ihrem Miteigentum stehenden Grundstück ein Wohngebäude errichten, als Empfänger der Bauleistungen anzusehen sind, wenn die Ehegattengemeinschaft ohne eigene Rechtspersönlichkeit handelt und als solche keine unternehmerische Tätigkeit ausübt. Ist bei einer solchen Ehegattengemeinschaft nur ein Ehegatte unternehmerisch tätig und verwendet dieser einen Teil des Gebäudes ausschließlich für seine unternehmerischen Zwecke, steht ihm das Vorsteuerabzugsrecht aus den bezogenen Bauleistungen anteilig zu, soweit der seinem Unternehmen zugeordnete Anteil am Gebäude seinen Miteigentumsanteil nicht übersteigt. 

Dieses Urteil nimmt die Finanzverwaltung zum Anlass, auf Einzelfragen in diesem Zusammenhang einzugehen. Die folgenden Grundsätze gelten in allen noch offenen Fällen.

Leistungsempfänger bei Auftragserteilung durch mehrere Personen

Voraussetzung für den Vorsteuerabzug ist u.a., dass der Unternehmer Empfänger der Leistung ist und er die Leistung für sein Unternehmen bezogen hat. Leistungsempfänger ist regelmäßig der Auftraggeber oder Besteller einer Leistung. Bei gemeinsamer Auftragserteilung durch mehrere Personen ist es daher entscheidend, dass die Personen gemeinschaftlich als umsatzsteuerrechtlich eigenständige Rechtsperson handeln.

Bei gemeinsamer Auftragserteilung durch mehrere Personen ist es für die Annahme einer Leistungsempfängerschaft durch die Gemeinschaft ausreichend, dass die Gemeinschaft als solche einem Gemeinschafter Räume unentgeltlich überlässt, weil dann von der Gemeinschaft Leistungen erbracht werden und die Gemeinschaft damit als solche als wirtschaftlich und umsatzsteuerrechtlich relevantes Gebilde auftritt. Umsatzsteuerrechtlich ist in diesen Fällen von einer einheitlichen Leistung an die Gemeinschaft auszugehen. Lediglich für Zwecke des Vorsteuerabzugs ist jeder unternehmerische Gemeinschafter als Leistungsempfänger anzusehen.

Leistungsbezug für das Unternehmen

Einem Unternehmer, der nach den vorstehenden Grundsätzen für Zwecke des Vorsteuerabzugs als Leistungsempfänger anzusehen ist, steht der Vorsteuerabzug zu, wenn und soweit die Leistung für sein Unternehmen ausgeführt wurde.

Bei einem einheitlichen Gegenstand hat der Unternehmer ein Wahlrecht. Er kann z.B. ein Gebäude, das teilweise unternehmerisch genutzt wird, insgesamt seinem nichtunternehmerischen Bereich oder teilweise oder ganz dem unternehmerischen Bereich zuordnen. Soweit nach den vorstehenden Grundsätzen ein Unternehmer, der für Zwecke des Vorsteuerabzugs als Leistungsempfänger anzusehen ist, Miteigentum an einem Gegenstand erwirbt, steht ihm dieses Wahlrecht bezogen auf seinen Anteil am Miteigentum zu. Dem Unternehmer steht es frei, seinen Miteigentumsanteil vollständig, teilweise (im Umfang der unternehmerischen Nutzung) oder gar nicht seinem Unternehmen zuzuordnen. Voraussetzung für die Zuordnung des Miteigentumsanteils ist es allerdings, dass dieser zu mindestens 10 % für das Unternehmen genutzt wird.

Beispiel 1:

Unternehmer U und seine Ehefrau E erwerben zu 25 % bzw. 75 % Miteigentum an einem unbebauten Grundstück, das sie von einem Generalunternehmer mit einem Einfamilienhaus bebauen lassen. U nutzt im Einfamilienhaus einen Raum, der 9 % der Fläche des Gebäudes ausmacht, ausschließlich für seine unternehmerische Tätigkeit. U macht 9 % der auf die Baukosten entfallenden Vorsteuern geltend. Durch die Geltendmachung des Vorsteuerabzugs aus 9 % der Baukosten gibt er zu erkennen, dass er seinen Miteigentumsanteil im Umfang der unternehmerischen Nutzung seinem Unternehmen zuordnet. Er kann daher unter den weiteren Voraussetzungen 9 % der auf die Baukosten entfallenden Vorsteuern abziehen.

Beispiel 2:

Wie oben. U nutzt nun ausschließlich unternehmerisch Räume von insgesamt 30 % der Gesamtfläche des Gebäudes. Er ist für Zwecke des Vorsteuerabzugs in Höhe seines Miteigentumsanteils (25 %) als Leistungsempfänger anzusehen. Daher muss er diesen Miteigentumsanteil zwingend seinem Unternehmen zuordnen, da die Leistung vollständig als für sein Unternehmen ausgeführt gilt. Unter den weiteren Voraussetzungen kann er maximal 25 % der auf die Baukosten entfallenden Vorsteuern abziehen.

Beispiel 3:

Unternehmer U und seine Ehefrau E erwerben zu 25 % bzw. 75 % Miteigentum an einem unbebauten Grundstück, das sie von einem Generalunternehmer mit einem Einfamilienhaus bebauen lassen. U nutzt im Einfamilienhaus einen Raum, der 9 % der Fläche des Gebäudes ausmacht, ausschließlich für seine unternehmerische Tätigkeit. Die übrigen Räume des Hauses werden durch U und E für Wohnzwecke genutzt. U macht 25 % der auf die Baukosten entfallenden Vorsteuern geltend. Durch die Geltendmachung des Vorsteuerabzugs aus 25 % der Baukosten gibt U zu erkennen, dass er seinen Miteigentumsanteil in vollem Umfang seinem Unternehmen zuordnet. U kann daher 25 % der auf die Baukosten entfallenden Vorsteuern abziehen. Soweit U den seinem Unternehmen zugeordneten Miteigentumsanteil für private Wohnzwecke nutzt (16 % der Baukosten), muss er eine unentgeltliche Wertabgabe versteuern.

Beendigung der unternehmerischen Nutzung des Gegenstands durch den Gemeinschafter

Hat der Unternehmer den Miteigentumsanteil zulässigerweise seinem Unternehmen zugeordnet und nutzt er diesen zu einem späteren Zeitpunkt dauerhaft vollständig nichtunternehmerisch, ist darin eine Entnahme aus dem Unternehmen zu sehen, die unter bestimmten Voraussetzungen der Besteuerung unterliegt.

Wird der sich im Miteigentum befindliche Gegenstand durch die Gemeinschaft veräußert, geht der Veräußerung zwingend eine Entnahme des Miteigentumsanteils aus dem Unternehmen des Gemeinschafters voraus. Die Entnahme ist ggf. zu versteuern.

Hinweis:

Beachten Sie unbedingt die formalen Voraussetzungen für den Vorsteuerabzug. So muss der Leistungsempfänger im Besitz einer ordnungsgemäß ausgestellten Rechnung sein. Das bedeutet, dass die Rechnung alle Pflichtangaben enthält und im Übrigen alle formalen Voraussetzungen erfüllen muss. Liegt eine einheitliche Leistung an die Gemeinschaft vor, kann für Zwecke des Vorsteuerabzugs in der Rechnung über die Leistung an die Gemeinschaft nur die Angabe des vollständigen Namens und der vollständigen Anschrift der Gemeinschaft als Leistungsempfänger verlangt werden. Aus den durch die Gemeinschafter zu führenden Aufzeichnungen müssen sich die Namen und die Anschriften der übrigen Gemeinschafter sowie die auf die Gemeinschafter entfallenden Anteile am Gemeinschaftsvermögen ergeben. 

Der Leistungsempfänger ist verpflichtet, das Original der Rechnung aufzubewahren. Erfolgt die Auftragserteilung durch mehrere Personen gemeinsam und sind für Zwecke des Vorsteuerabzugs ein oder mehrere Gemeinschafter als Leistungsempfänger anzusehen, hat einer dieser Gemeinschafter das Original der Rechnung und jeder andere dieser Gemeinschafter mindestens eine Ablichtung der Rechnung aufzubewahren.

Quelle: BMF-Schreiben vom 1. Dezember 2006, IV A 5 S 7300 90/06, LEXinform Nr. 5230432

9. Umsatzsteuer: Rückwirkung der Verteilung der Gebäudeanschaffungskosten auf 10 Jahre zweifelhaft

Durch die Rechtsprechung des EuGH im Fall Seeling ergab sich ein neues Steuersparmodell bei gemischt genutzten Gebäuden: Ein Grundstück kann insgesamt dem Unternehmensvermögen zugeordnet werden und die private Nutzung ist im Gegenzug als unentgeltliche Wertabgabe der Umsatzsteuer zu unterwerfen. Der Vorteil besteht darin, dass auch die für den privaten Teil angefallenen Vorsteuern sofort geltend gemacht werden können. Erst zeitversetzt muss die Umsatzsteuer auf die unentgeltliche Wertabgabe ans Finanzamt zurückgeführt werden. Orientiert man sich dabei am ertragsteuerlichen AfA-Zeitraum eines Gebäudes von 50 Jahren, ergeben sich enorme Liquiditätsvorteile für den Steuerpflichtigen. 

Daher hatten zwischenzeitlich das Bundesministerium der Finanzen in einem Schreiben von April 2004 und der Gesetzgeber mit Gesetz vom 9.12.2004 mit Wirkung auf den 1.7.2004 reagiert. Demnach sind die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten des Gebäudes auf den maßgeblichen Berichtigungszeitraum von 10 Jahren zu verteilen. 

Mittlerweile hat auch der EuGH zu dieser Frage geurteilt. Aus europarechtlicher Sicht sei gegen das Vorgehen des deutschen Gesetzgebers nichts einzuwenden. Würde ein Zeitraum von 50 Jahren zugrunde gelegt werden, bestünde die Gefahr des unversteuerten Endverbrauchs, etwa wenn das Grundstück nach Ablauf des 10-jährigen Berichtigungszeitraums steuerfrei veräußert würde, so lautete u.a. die Urteilsbegründung.

Nun fordern viele Finanzämter dazu auf, Einspruchsverfahren, die die Verteilung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten betreffen, aufgrund des EuGH-Urteils zurückzunehmen. Hierbei sollte unseres Erachtens aber Folgendes berücksichtigt werden:

Bezüglich der Umsatzsteuer 2004 ist zweifelhaft, ob die durch die Finanzverwaltung und später vom Gesetzgeber angeordnete Rückwirkung mit der 6. EG-Richtlinie vereinbar und unter Vertrauensschutzgesichtspunkten haltbar und verfassungsgemäß ist. Beim BFH ist diesbezüglich ein Verfahren unter dem Aktenzeichen V R 56/04 anhängig. Dabei geht es auch um die Problematik der Rückwirkung. Möglicherweise hat auch der BFH Zweifel daran.

Außerdem erscheint es sinnvoll, Einsprüche ggf. im Hinblick auf das EuGH-Urteil vom 29.05.1997 und das BFH-Urteil vom 8.10.1997 offen zu halten. Hier war als Höchstgrenze für die Bemessungsgrundlage bei Leistungen an Angehörige das marktüblich zu erzielende Entgelt anzusetzen. Möglicherweise ist dieses Urteil auch auf unentgeltliche Wertabgaben zugunsten des Unternehmers anwendbar.

Hinweis:

Einsprüche sollten daher im Moment noch aufrecht erhalten werden und ggf. das Ruhen des Verfahrens beantragt werden. Wir helfen Ihnen gerne. 

Ob sich das Modell „Seeling“ überhaupt noch lohnt, ist auch vor dem Hintergrund der Mehrwertsteuererhöhung zu betrachten. Wurden nämlich Vorsteuerbeträge auf Basis von 16 % abgezogen, muss trotzdem die unentgeltliche Wertabgabe für den privat genutzten Gebäudeteil seit dem 1.1.2007 mit 19 % versteuert werden. 
Quelle: EuGH-Urteil vom 14. September 2006, C 72/05, DStR 2006 S. 1746, BMF-Schreiben vom 13. April 2004, IV B 7 S 7206 3/04, BStBl. 2004 I S. 468; EuGH-Urteil vom 29. Mai 1997, C 63/96, BStBl. 1997 II S. 841; BFH-Urteil vom 8. Oktober 1997, XI R 8/86, BStBl. 1997 II S. 840

10. Uneinheitliche Rechtsprechung zur Lieferung von Speisen

Der BFH hatte mit zwei Urteilen vom 10.8.2006 entschieden, dass weder das so genannte „Essen auf Rädern“ noch ein Menü-Service in einer Schule dem ermäßigten Steuersatz von 7 % unterliegt.

Immer dann also, wenn Speisen und Getränke zusammen mit Dienstleistungen gastronomischer Art abgegeben werden, ist die bloße „Lieferung“ von Speisen nicht mehr erfüllt, so dass nach der Rechtsprechung des EuGH und des BFH eine sonstige Leistungen vorliegt, die dem Regelsteuersatz von 19 % unterliegt. 

Dennoch ist erneut ein Verfahren beim BFH anhängig. Das Niedersächsisches Finanzgericht hat nämlich zugunsten eines Partyservices entschieden, dass

· die Lieferung von Speisen durch einen Partyservice, bei der den Kunden zusammen mit der Speiselieferung teilweise auch Geschirr und Besteck zur Verfügung gestellt werden, dem ermäßigten Steuersatz unterliegt,

· die Speiselieferung für sich betrachtet eine vollwertige Leistung darstellt, die für den Kunden auch ohne Geschirrgestellung einen eigenen Wert hat,

· die Gestellung von Geschirr und Besteck den Charakter einen bloßen Nebenleistung hat und nicht der Gesamtleistung das Gepräge gibt. 

Hinweis:

Ob diese Rechtsprechung vor dem Hintergrund der neueren, oben genannten Rechtsprechung des BFH Bestand haben kann, bleibt offen. Die Finanzverwaltung hat Revision gegen das günstige Urteil eingelegt. Vor dem Hintergrund der BFH-Urteile kann diese möglicherweise erfolgreich sein. Betroffene Unternehmer müssen diese Rechtsprechung berücksichtigen. Unter Umständen lohnt sich die Auslagerung der übrigen Dienstleistungen, wie Geschirr- und Besteckgestellung oder anderer Dienstleistungen auf einen anderen Unternehmer, ggf. einen Familienangehörigen. Wir beraten Sie gerne.

Quelle: Niedersächsisches FG, Urteil vom 27. April 2006, 16 K 167/04, Revision eingelegt (Az. beim BFH: V R 55/06), EFG 2006 S. 1789

11. Kein Verpflegungsmehraufwand für Rettungssanitäter

Ein Steuerpflichtiger, der als Rettungssanitäter tätig war, machte für die vom ihm geleistete Arbeit im Rettungswagen Verpflegungsmehraufwand bei Fahrtätigkeit in Höhe der Pauschalen geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab. Der Fall war im ersten Rechtsgang schon zum BFH gegangen, der feststellte, dass sich die Entscheidung, ob Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendungen wegen Fahrtätigkeit zu gewähren seien, nicht aus den abstrakten Merkmalen eines bestimmten Berufsbildes ergebe, sondern aus dem konkreten Einsatz des betreffenden Arbeitnehmers.

Dennoch hatte der Steuerpflichtige auch im zweiten Rechtsgang keinen Erfolg. Das Hessische Finanzgericht untersuchte seine Tätigkeit noch einmal sehr genau und wies daraufhin die Klage ab. Ein Rettungssanitäter, der durchschnittlich 98 Minuten im Rettungseinsatz ist und sich in der verbleibenden einsatzfreien Zeit (ca. 75 % der gesamten Arbeitszeit) in der Rettungswache aufhält, wo er mit Wartungsarbeiten beschäftigt ist oder auch nur auf den nächsten Einsatz wartet (Einsatzbereitschaft), hat keinen Anspruch auf einen Pauschbetrag wegen Verpflegungsmehraufwand bei Fahrtätigkeit. 

Hinweis:

Es kommt also nicht auf das allgemeine Berufsbild an, sondern auf die konkrete Tätigkeit des Steuerpflichtigen.

Quelle: Hessisches FG, Urteil vom 7. April 2006, 5 K 1668/02, EFG 2006 S. 1742

12. PKW: Keine 1 %-Regelung bei ausgeschlossener Privatnutzung 

Der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 7.11.2006 ein weiteres Mal zur Anwendbarkeit der sog. 1 %-Regelung Stellung genommen.

Ein Arbeitnehmer nutzte für dienstliche Zwecke ein Firmenfahrzeug. Im Rahmen einer Lohnsteueraußenprüfung beim Arbeitgeber vertrat das Finanzamt die Auffassung, der Arbeitnehmer nutze den Pkw auch für Privatfahrten. Da kein Fahrtenbuch geführt worden war, berechnete das Finanzamt den geldwerten Vorteil pauschal nach der 1 %-Methode und wollte diesen Vorteil beim Arbeitnehmer, der mittlerweile dort nicht mehr beschäftigt war, nachversteuern. Die Klage des Arbeitnehmers hatte keinen Erfolg. Der BFH stellt aber fest:

· Die 1 %-Regelung kommt nicht zur Anwendung, wenn eine Privatnutzung des Firmenfahrzeuges ausscheidet. Allerdings spricht der Beweis des ersten Anscheins für eine private Nutzung.

· Das Verbot des Arbeitgebers, das Fahrzeug privat zu nutzen, kann ausreichen, den Anscheinsbeweis zu erschüttern, sofern es nicht nur zum Schein ausgesprochen worden ist.

Der BFH sah den Anscheinsbeweis aufgrund der Tatsachenfeststellung durch das Finanzgericht als nicht entkräftet an. Da das behauptete Nutzungsverbot hier allenfalls mündlich ausgesprochen wurde und insbesondere hinsichtlich seines Umfang vom Steuerpflichtigen nicht nachgewiesen werden konnte, gehe dies zu Lasten des Steuerpflichtigen.

Hinweis:

Ob trotz Nutzungsverbotes der Anscheinsbeweis regelmäßig nur dann erschüttert werden kann, wenn das Verbot überwacht wird, ließ der BFH ausdrücklich offen.

Quelle: BFH-Urteil vom 7. November 2006, VI R 19/05, BFH/NV 2007 S. 0136 

13. Arbeitszimmer doch noch steuerlich abziehbar?

Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer konnten bis Ende 2006 jährlich bis zu 1.250 € abgezogen werden, wenn die betriebliche oder berufliche Nutzung mehr als 50 % betrug oder wenn dem Steuerpflichtigen kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung stand. Dieser begrenzte Abzug ist ab 2007 nicht mehr möglich. Die Aufwendungen können nur noch dann steuerlich berücksichtigt werden, wenn das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen oder beruflichen Tätigkeit bildet. Die Finanzverwaltung geht daher nun davon aus, dass aufgrund dieser Regelung z.B. Lehrer keine Aufwendungen für ihr häusliches Arbeitszimmer ab 2007 mehr absetzen können. 

Hier könnte jedoch der BFH der Finanzverwaltung einen Strich durch die Rechnung machen. In einem aktuellen Urteil hat dieser nämlich entschieden, dass die Frage, ob das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten beruflichen oder betrieblichen Betätigung bildet, sich danach bestimmt, ob der Steuerpflichtige dort diejenigen Handlungen vornimmt und Leistungen erbringt, die für den konkret ausgeübten Beruf wesentlich und prägend sind (qualitativer Mittelpunkt). Dem zeitlichen (quantitativen) Umfang der Nutzung des häuslichen Arbeitszimmers kommt im Rahmen dieser Würdigung lediglich eine indizielle Bedeutung zu. 

Im Streitfall ging es um einen Versicherungsmathematiker, der eine in qualitativer Hinsicht gleichwertige Arbeitsleistung wöchentlich an drei Tagen an einem häuslichen Telearbeitsplatz und an zwei Tagen im Betrieb seines Arbeitgebers zu erbringen hatte. 

Hinweis: 

Die qualitativ überwiegende Nutzung des häuslichen Arbeitszimmer eröffnet somit den vollen Werbungskostenabzug. Ob dieses Urteil auch auf Arbeitszimmer von Lehrern Anwendung finden kann, bleibt offen, denn es wird nachzuweisen sein, dass die qualitativ überwiegende Arbeit im häuslichen Arbeitszimmer stattfindet. 
Quelle: BFH-Urteil vom 23. Mai 2006, VI R 21/03, BStBl. 2006 II S. 600

14. Selbständigkeit oder Arbeitnehmereigenschaft bei „Servicekräften“ 

Vor dem Sächsischen Finanzgericht ging es um die Arbeitnehmereigenschaft von so genannten „Servicekräften“. Das Finanzamt hatte gegen den Produzenten von Reinigungsmitteln einen Lohnsteuernachforderungsbescheid erlassen. Der Steuerpflichtige produzierte im Wesentlichen Reinigungsmittel für Endverbraucher, vertrieb jedoch seine Produkte auch in Warenhäusern. Mit der Warenannahme, Regalauffüllung und -pflege wurden auf Forderung der Warenhäuser „Servicekräfte“ betraut, die mit dem Produzenten eine vertragliche Vereinbarung getroffen hatten. Danach sollte der Auftragnehmer als selbständiger Unternehmer Serviceleistungen vor Ort durch die Warenannahme und das sofortige Auszeichnen der Produkte sowie deren fachgerechte Präsentation in Verbindung mit einer verantwortungsvollen Regalpflege erbringen. Für die genannten Arbeiten wurde eine Vergütung von 4,50 € pro Stunde bei einem Maximalsatz von 3,5 Stunden pro Kalenderwoche vereinbart. Der Auftragnehmer sollte als umsatzsteuerlicher Kleinunternehmer Rechnungen ohne Umsatzsteuer stellen. Die Abrechnung erfolgte jeweils zum Monatsende, indem der Leiter des Warenhauses gegenüber den Servicekräften die Stunden bestätigte und die Servicekraft über den jeweiligen Gebietsverkäufer abrechnete.

Aufgrund dieser Gestaltung ging das Finanzamt von einer nichtselbständigen Tätigkeit als Arbeitnehmer aus, für die der Arbeitgeber die Lohnsteuer einzubehalten und abzuführen hatte. Der Reinigungsmittelhersteller als Auftraggeber sah das anders und klagte gegen das Finanzamt. 

Das Sächsisches Finanzgericht bestätigte jedoch die Auffassung des Finanzamtes mit folgender Begründung:

1. Beliefert ein Reinigungsmittelproduzent u.a. Warenhäuser und hat er auf Wunsch der Kunden so genannte „Servicekräfte“ damit beauftragt, Serviceleistungen vor Ort (Annahme, Preisauszeichnung und Einsortieren der Ware in Regale sowie Säubern und Wiederauffüllen der Regale) zu erbringen, so spricht es nach dem maßgeblichen Gesamtbild der Verhältnisse für die Arbeitnehmer- und gegen die Unternehmereigenschaft der Servicekräfte, dass sie u.a.

· einfache, keine besonderen persönlichen Fähigkeiten voraussetzende Tätigkeiten ausüben, bei denen der Tätige kaum eine eigene Initiative entfalten kann, so dass er deshalb nicht besonders auf Weisungen des Auftraggebers angewiesen ist,

· kein eigenes Unternehmerrisiko tragen, weil die Verdienstmöglichkeiten durch den Vertrag mit dem Produzenten begrenzt sind und auch kein eigener Kapitaleinsatz erforderlich ist,

· nur ihre Arbeitskraft und keinen Arbeitserfolg schulden und

· nur ein enger zeitlicher Spielraum für die Erledigung der Aufgaben besteht.

2. Dass ein Produzent als Arbeitgeber die Servicekräfte nicht selbst überwacht, sondern sich hierzu der Warenhäuser bedient, begründet ebenso wenig eine Selbständigkeit der Servicekräfte wie der Umstand, dass die Servicekräfte in den Verträgen als „selbständige Unternehmer“ bezeichnet werden.

Hinweis:

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, da der Steuerpflichtige Revision beim BFH eingelegt hat. 

Quelle: Sächsisches FG, Urteil vom 9. November 2005, 2 K 2709/03, Revision eingelegt (Az. beim BFH: VI R 4/06), LEXinform Nr. 5002953

15. Kinderbetreuungskosten vor 2006 als Werbungskosten abziehbar?

Für das Jahr 2001 hat das Finanzgericht Köln geurteilt, dass erwerbsbedingte Fremdbetreuungskosten für Kinder beiderseits erwerbstätiger Eltern Werbungskosten sind. Dies ergebe sich aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes zur steuerlichen Behandlung von zwangsläufigem, pflichtbestimmten Aufwand. 

Das Urteil betrifft nur die spezielle Gesetzeslage in den Jahren 2000 und 2001. Für die Folgejahre ab 2002 bis 2005 können aus dieser Entscheidung keine direkten Schlussfolgerungen gezogen werden, denn der Gesetzgeber hat auf das damalige Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zur Leistungsfähigkeit von Eltern reagiert und zum 1.1.2002 ergänzend einen Erziehungs- und Ausbildungsbedarf in Form eines Freibetrages berücksichtigt (2.160 €). Außerdem ließ er nachgewiesene erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten bis zu einem Höchstbetrag von 1.500 € zum Abzug zu, soweit diese den ursprünglichen Betreuungsfreibetrag überstiegen. Dieses gesetzgeberische Hin und Her wird in der Literatur als verfassungsrechtlich bedenklich eingestuft. 

Nach der ab dem 1.1.2006 geltenden Gesetzeslage können erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten von Alleinstehenden und beiderseits berufstätigen Elternteilen jetzt in Höhe von 2/3 der Aufwendungen, maximal 4.000 € je Kind und Jahr wie Betriebsausgaben oder Werbungskosten geltend gemacht werden.

Hinweis:

Wegen des positiven Urteils des Finanzgerichtes Köln für die Jahre 2000 und 2001 sowie der verfassungsrechtlichen Bedenken der nur stark begrenzten Berücksichtigung der erwerbsbedingten Kinderbetreuungskosten in den Folgejahren sollte ggf. für die Jahre bis einschließlich 2005 - sofern möglich - noch Einspruch eingelegt und die Kosten der Kinderbetreuung ggf. als Werbungskosten oder Betriebsausgaben geltend gemacht werden. Sprechen Sie uns an. Wir helfen Ihnen gerne.

Quelle: FG Köln, Urteil vom 1. August 2006, 8 K 4006/03, Revision eingelegt (Az. des BFH: VI R 60/06), EFG 2006 S. 1900

16. Saison-Kurzarbeitergeld seit dem 1.12.2006

Mit dem Gesetz zur Förderung ganzjähriger Beschäftigung wurde zum 1.12.2006 das so genannte Saison-Kurzarbeitergeld eingeführt. Es wird bei saisonbedingtem Arbeitsausfall in der Schlechtwetterzeit (Dezember bis März) gewährt. Als umlagefinanzierte ergänzende Leistung stehen die Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge an die Arbeitgeber, das Zuschuss-Wintergeld sowie das Mehraufwands-Wintergeld zur Verfügung. Das neue Leistungssystem bleibt zunächst auf das Bauhauptgewerbe und das Dachdeckerhandwerk beschränkt. Für das Gerüstbauhandwerk und den Garten- und Landschaftsbau gibt es während der Schlechtwetterzeit 2006/2007 eine Übergangsvorschrift.

Quelle: Gesetz zur Förderung ganzjähriger Beschäftigung, NWB 50/2006 S. 4271










































































































